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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-0006/08
von Jean-Pierre Audy (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft: Politische Äußerungen von EU-Beamten

Am 20. Dezember 2007 schaffte die Europäische Union die Grenzkontrollen in neun der neuen 
Mitgliedsstaaten ab, wodurch sich die Zahl der Menschen, die innerhalb des sogenannten 
Schengenraums Freizügigkeit genießen, auf circa 400 Millionen erhöhte.

Kommissionspräsident José-Manuel Barroso bezeichnete die Grenzöffnung innerhalb der Union als 
Chance und Parlamentspräsident Hans Gert Pöttering zufolge ist sie das sichtbare Zeichen dafür, 
dass die früher existierende Trennung Europas und die Grenzen, die zwischen den Ländern und in 
den Köpfen existierten, überwunden sind.

Der Leiter der Europäischen Agentur für operative Zusammenarbeit an den Außengrenzen 
(FRONTEX), Ilkka Laitinen, sagte hingegen in einem Interview einer großen französischen 
Tageszeitung, dass die EU mit dem Wegfall der Kontrollen an den Binnengrenzen ein wirkungsvolles 
Instrument im Kampf gegen illegale Einwanderung verlieren wird.

Bezüglich dieser bestenfalls als ungeschickt zu bezeichnenden Erklärung möchte das 
unterzeichnende Mitglied des Europäischen Parlaments die Verantwortlichen innerhalb der 
Kommission fragen, ob sie es gutheißen, dass ein europäischer Beamter sich zu einem Thema von 
solcher Wichtigkeit in dieser Form äußert, und dies zu einem Zeitpunkt, an dem die EU-Bürger 
besonderen Wert auf ihre Sicherheit legen und besonders sensibel auf alle die illegale Einwanderung 
betreffenden Fragen reagieren – eine der Prioritäten der Union – und ob es innerhalb der 
europäischen Verwaltung eine Regelung gibt, die festlegt, wer befugt ist, sich zu politischen Themen, 
die die Arbeitsweise der Union betreffen, zu äußern.


